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1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Sachlicher Geltungsbereich 

Dieses Landesgesetz regelt 

 1. die Anerkennung von Berufsqualifikationen, 

 a) die in einem anderen Bundesland, 

 b) die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat erworben 

wurden, dessen Berufsqualifikationen auf Grund von Staatsverträgen im Rahmen der 

Europäischen Integration anzuerkennen sind, 

 c) die in einem Drittstaat erworben und gleichgestellt sind, da sie von einem 

Mitgliedstaat der Europäischen Union für die Ausübung eines dort reglementierten 

Berufs anerkannt wurden, sofern dieser Mitgliedstaat bescheinigt, dass die 

Antragstellerin oder der Antragsteller drei Jahre Berufserfahrung in seinem 

Hoheitsgebiet besitzt, 

 2. den Europäischen Berufsausweis, 

 3. den teilweisen Zugang zu einem reglementierten Beruf, 

 4. die Anerkennung von Berufspraktika, 

 5. die Verwaltungszusammenarbeit mit Behörden anderer Mitgliedstaaten in 

Zusammenhang mit der Anerkennung von Berufsqualifikationen, 
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 6. die Verhältnismäßigkeitsprüfung von Berufsreglementierungen, 

soweit die Regelung der angestrebten beruflichen Tätigkeit in die Zuständigkeit des Landes 

fällt. 

§ 4 

Behörde 

(1) Zuständige Behörde im Sinn dieses Landesgesetzes ist die Landesregierung, soweit 

in den landesrechtlichen Regelungen der betreffenden beruflichen Tätigkeit nichts anderes 

vorgesehen ist. 

(2) Zuständige Behörde im Sinn des sechsten Abschnitts dieses Landesgesetzes ist 

weiters das Landesverwaltungsgericht. 

(3) Die Landesregierung fungiert als Koordinator gemäß Art. 56 Abs. 4 RL 2005/36/EG 

sowie als Beratungszentrum gemäß Art. 57b RL 2005/36/EG und bearbeitet die 

Warnmeldungen gemäß § 26 in den Angelegenheiten der landesrechtlich geregelten 

beruflichen Tätigkeiten. Dabei hat sie mit den entsprechenden Stellen des Bundes 

zusammenzuarbeiten und, unter Einhaltung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen, 

Informationen über Einzelfälle bereitzustellen. 

(4) Die Verpflichtungen des siebten Abschnitts dieses Landesgesetzes werden durch die 

für die Erlassung oder den Abschluss zuständige Behörde oder Stelle erfüllt. 

2. Abschnitt 

Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen der Niederlassungsfreiheit 

§ 9 

Anerkennung der Berufserfahrung 

Wenn in landesrechtlichen Regelungen für die Ausübung eines Berufs, der unter die im 

Anhang IV Verzeichnis III RL 2005/36/EGRL 2005/35/EG angeführten Tätigkeiten fällt, 

allgemeine, kaufmännische oder fachliche Kenntnisse oder Fertigkeiten vorgeschrieben 

werden, ist die Berufserfahrung als gleichwertig anzuerkennen, wenn die antragstellende 

Person den betreffenden Beruf in einem Mitgliedstaat wie folgt ausgeübt hat: 

 1. als Selbstständige bzw. Selbstständiger oder als Betriebsleiterin bzw. Betriebsleiter 

 a) in ununterbrochener dreijähriger Tätigkeit, wobei die Beendigung der Tätigkeit vom 

Zeitpunkt der Einreichung des vollständigen Antrags bei der Behörde gerechnet nicht 

mehr als zehn Jahre zurückliegen darf, 

 b) in ununterbrochener zweijähriger Tätigkeit, wenn für die Tätigkeit eine 

vorausgehende Ausbildung nachgewiesen wird, oder 

 c) in ununterbrochener zweijähriger Tätigkeit, wenn auch eine mindestens dreijährige 

Tätigkeit als abhängig Beschäftigte oder Beschäftigter nachgewiesen wird, wobei die 

Beendigung dieser Tätigkeit vom Zeitpunkt der Einreichung des vollständigen 

Antrags bei der Behörde gerechnet nicht mehr als zehn Jahre zurückliegen darf, 

oder 

 2. als abhängig Beschäftigte oder Beschäftigter in ununterbrochener dreijähriger Tätigkeit, 

wenn für die Tätigkeit eine vorausgehende Ausbildung nachgewiesen wird. 
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3. Abschnitt 

Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit 

§ 14 

Meldepflichten im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit 

(1) Beabsichtigt eine dienstleistende Person, eine landesrechtlich geregelte Tätigkeit 

erstmals im Landesgebiet auszuüben, hat sie dies vor dem beabsichtigten Beginn der Behörde 

schriftlich anzuzeigen. Dieser Anzeige sind folgende Unterlagen anzuschließen: 

 1. ein Nachweis über die Staatsangehörigkeit; 

 2. eine Bescheinigung darüber, dass die dienstleistende Person im 

Niederlassungsmitgliedstaat rechtmäßig zur Berufsausübung niedergelassen ist und 

dass ihr im Zeitpunkt der Anzeige diese nicht, auch nicht vorübergehend, untersagt ist; 

 3. einen Berufsqualifikationsnachweis; 

 4. im Fall des § 13 Abs. 2 Z 2 einen Nachweis in beliebiger Form darüber, dass die 

dienstleistende Person den Beruf entsprechend den darin geregelten Voraussetzungen 

ausgeübt hat; 

 5. Nachweise über das Bestehen einer Berufshaftpflichtversicherung oder einer anderen 

Art des individuellen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf eine Berufshaftpflicht, 

sofern dies in den landesrechtlichen Regelungen der entsprechenden beruflichen 

Tätigkeit vorgeschrieben ist; 

 6. im Fall von Gesundheitsberufen und von Berufen im Bereich der Pflege und Erziehung 

Minderjähriger eine Bestätigung, dass die Berufsausübung im Herkunftsmitgliedstaat 

weder vorübergehend noch endgültig untersagt wurde und dass keine die 

Berufsausbildung hindernden Vorstrafen vorliegen, wenn dies in den landesrechtlichen 

Regelungen über die Ausübung dieser Tätigkeiten vorgesehen ist; 

 7. im Fall von Berufen gemäß § 9, bei denen eine Überprüfung der Berufsqualifikation 

gemäß § 15 erfolgen kann, eine von der zuständigen Behörde ausgestellte 

Bescheinigung über die Art und Dauer der Tätigkeit. 

(2) Beabsichtigt die dienstleistende Person in den Folgejahren die Dienstleistung 

vorübergehend und gelegentlich zu erbringen, ist die Anzeige einmal jährlich zu erneuern. 

Wenn eine wesentliche Änderung gegenüber der erstmaligen Anzeige eingetreten ist, sind der 

erneuernden Anzeige die erforderlichen Unterlagen betreffend diese Änderungen 

anzuschließen. 

(3) Ist bereits in einem anderen Bundesland eine Meldung nach den dem Abs. 1 

entsprechenden Vorschriften dieses anderen Bundeslandes erfolgt, hat die dienstleistende 

Person die Behörde vor der Ausübung der Tätigkeit im Landesgebiet von der Tatsache dieser 

Meldung zu informieren. 

(3) Ist bereits in einem anderen Bundesland eine Meldung nach den dem Abs. 1 

entsprechenden Vorschriften dieses anderen Bundeslandes erfolgt, hat die dienstleistende 

Person diese Meldung vor der Ausübung der Tätigkeit im Landesgebiet der Behörde 

vorzulegen. Wenn dies in den landesrechtlichen Regelungen über die Ausübung einer 

beruflichen Tätigkeit vorgesehen ist, sind der Meldung die im Abs. 1 Z 2 bis 7 genannten 

Unterlagen über die Berufsqualifikation der dienstleistenden Person anzuschließen. 
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(4) Ein durch den Herkunftsmitgliedstaat übermittelter Europäischer Berufsausweis 

gemäß Art. 4c Abs. 1 RL 2005/36/EG gilt für den Zeitraum von 18 Monaten als Anzeige gemäß 

Abs. 1. Dies gilt auch für die Verlängerung des Europäischen Berufsausweises oder die 

Erweiterung des Geltungsbereichs auf das Landesgebiet gemäß Art. 4c Abs. 3 

RL 2005/36/EG sowie für Europäische Berufsausweise, die der zuständigen Behörde eines 

anderen Bundeslandes übermittelt wurden, für die Dauer ihrer Gültigkeit. 

6. Abschnitt 

Grenzüberschreitende Verwaltungszusammenarbeit 

§ 26 

Vorwarnmechanismus 

(1) Die Behörde hat die zuständigen Behörden aller anderen Mitgliedstaaten über 

Berufsangehörige, denen die Ausübung landesrechtlich geregelter Berufe im Bereich der 

Pflege und Erziehung Minderjähriger ganz, teilweise oder vorübergehend untersagt oder 

beschränkt worden ist, zu unterrichten. 

(2) Die Behörde hat die Angaben gemäß Abs. 1 mittels einer Warnung über das 

Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) binnen drei Tagen nach Erlassung der Entscheidung 

zu übermitteln. Die Warnung hat folgende Angaben zu enthalten: 

 1. die Daten über die Identität der oder des Berufsangehörigen; 

 2. den betroffenen Beruf; 

 3. die Angaben der entscheidenden Behörde oder des entscheidenden Gerichts; 

 4. den Umfang der Beschränkung oder Untersagung; 

 5. den Zeitraum, für den die Beschränkung oder Untersagung gilt. 

(3) Eine Warnung über die Identität von Berufsangehörigen ist über das Binnenmarkt-

Informationssystem (IMI) binnen drei Tagen nach Vorliegen einer gerichtlichen Entscheidung 

zu übermitteln, sobald darin gerichtlich festgestellt wurde, dass die Anerkennung einer 

Berufsqualifikation mittels gefälschter Berufsqualifikationsnachweise beantragt wurde. § 19 

Abs. 1 gilt sinngemäß. 

(4) Die Behörde hat die zuständigen Behörden aller anderen Mitgliedstaaten unverzüglich 

zu unterrichten, wenn die Geltungsdauer einer Untersagung oder Beschränkung gemäß 

Abs. 1 abgelaufen ist oder sich das Enddatum der Befristung ändert. 

(5) Die Behörde hat die betroffenen Berufsangehörigen unverzüglich schriftlich über 

Warnungen an andere Mitgliedstaaten zu informieren. Diese können eine Überprüfung der 

Rechtmäßigkeit der Warnung in einem mit Bescheid zu erledigenden Verfahren bei der 

Behörde, die die Meldung erstattet hat, beantragen. Wurde die Meldung vom 

Landesverwaltungsgericht erstattet, so ist die Überprüfung bei der im betreffenden Verfahren 

belangten Behörde zu beantragen. Wird im Rahmen einer Überprüfung die Rechtswidrigkeit 

der Meldung festgestellt, so hat die Behörde die Meldung richtigzustellen oder zurückzuziehen. 

(6) Die Daten der Warnung sind innerhalb von drei Tagen nach der Aufhebung der 

Entscheidung über die Warnung oder des Ablaufs der Geltungsdauer der Untersagung oder 

Beschränkung gemäß Abs. 1 zu löschen. 
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7. Abschnitt 

Verhältnismäßigkeitsprüfung von Berufsreglementierungen 

§ 27 

Vorabprüfung und Überwachung 

(1) Vor der Einführung neuer oder der Änderung bestehender landesrechtlicher 

Beschränkungen des Zugangs zu oder der Ausübung von reglementierten Berufen ist eine der 

Art, dem Inhalt und der Auswirkungen dieser Vorschriften entsprechende, objektive, 

unabhängige, qualitativ und quantitativ substantiierte und in den jeweiligen Erläuternden 

Bemerkungen dargestellte Prüfung nach den Bestimmungen dieses Abschnitts 

durchzuführen, um die Einhaltung folgender Grundsätze sicher zu stellen: 

 1. Nichtdiskriminierung auf Grund der Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes, 

 2. Rechtfertigung durch Ziele des Allgemeininteresses und 

 3. Verhältnismäßigkeit. 

(2) Nach der Erlassung von Vorschriften gemäß Abs. 1 ist ihre Übereinstimmung mit dem 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu überwachen, um späteren Entwicklungen Rechnung zu 

tragen. 

(3) Die Verpflichtungen dieses Abschnitts entfallen, wenn die Vorschriften gemäß Abs. 1 

spezifische unionsrechtliche Berufsanforderungen umsetzen, sofern diese keinen 

Umsetzungsspielraum belassen. 

§ 28 

Inhalt der Verhältnismäßigkeitsprüfung 

(1) Vorschriften gemäß § 27 Abs. 1 müssen für die Verwirklichung des angestrebten Ziels 

geeignet sein und dürfen nicht über das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß 

hinausgehen. Dazu hat die Prüfung der Verhältnismäßigkeit im Sinn des § 27 Abs. 1 Z 3 

entsprechend den Vorgaben des Art. 7 Abs. 2 bis 5 der RL (EU) 2018/958 zu erfolgen und 

jedenfalls folgende Punkte zu umfassen: 

 1. die Risiken der Regelung, 

 2. die Frage, ob nicht bereits bestehende Regelungen zur Zielerreichung ausreichen, 

 3. die Eignung, Kohärenz und systematische Einordnung der Regelung, 

 4. die Auswirkungen der Regelung auf den freien Personen- und Dienstleistungsverkehr, 

auf die Wahlfreiheit des Verbrauchers und auf die Qualität der Dienstleistungen, 

 5. das Vorhandensein eines gelinderen Mittels zur Zielerreichung und 

 6. die Wirkung der Regelung in Kombination mit anderen den Zugang zu oder die 

Ausübung von reglementierten Berufen beschränkenden Vorschriften. 

(2) Wenn dies für Art und Inhalt der Regelung relevant ist, hat die Prüfung folgende 

zusätzliche Punkte zu umfassen: 

 1. den Zusammenhang zwischen dem Umfang beruflicher Tätigkeiten und der 

erforderlichen Berufsqualifikation; 

 2. den Zusammenhang zwischen der Komplexität der Aufgaben und der erforderlichen 

Berufsqualifikation; 

 3. die Existenz verschiedener Wege zum Erlangen der beruflichen Qualifikation; 

 4. die Frage, ob sich die bestimmten Berufen vorbehaltenen Tätigkeiten mit denen 

anderer Berufe überschneiden; 
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 5. der Grad der Autonomie bei der Ausübung eines reglementierten Berufs und die 

Wirksamkeit von Organisations- und Überwachungsmodalitäten; 

 6. die Frage einer Aktualisierung der Zugangsanforderungen für reglementierte Berufe auf 

Grund wissenschaftlicher und technologischer Entwicklungen; 

 7. die Frage, ob eine Dienstleistung bloß vorübergehend bzw. gelegentlich erbracht wird; 

 8. das Ziel der Sicherstellung eines hohen Gesundheitsschutzniveaus. 

§ 29 

Informationspflichten 

(1) Entwürfe von Vorschriften gemäß § 27 Abs. 1 sind vor ihrer Erlassung auf der 

Homepage des Landes Oberösterreich oder in einer anderen transparenten Form unter 

Gewährung einer Stellungnahmemöglichkeit zu veröffentlichen. 

(2) Durch geeignete Maßnahmen ist 

 1. ein Informationsaustausch mit den Behörden anderer Mitgliedstaaten zu Fragen über 

Vorschriften gemäß § 27 Abs. 1 und 

 2. die Eintragung neu eingeführter oder geänderter Vorschriften gemäß § 27 Abs. 1 sowie 

der dazu durchgeführten Verhältnismäßigkeitsprüfungen in die Datenbank für 

reglementierte Berufe gemäß Art. 59 RL 2005/36/EG 

sicherzustellen. 

8. Abschnitt7. Abschnitt 

Schlussbestimmungen 

§ 30 

Verweise 

(1) Soweit in diesem Landesgesetz auf Richtlinien verwiesen wird, ist dies als Verweis auf 

folgende Fassung zu verstehen: 

 - Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 

vom 30.9.2005, S 22, in der Fassung der Richtlinie 2013/55/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 20. November 2013, ABl. Nr. L 354 vom 28.12.2013, 

S 132; 

 - Richtlinie (EU) 2018/958 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Juni 

2018 über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer 

Berufsreglementierungen, ABl. Nr. L 173 vom 9.7.2018, S 25. 

(2) Soweit in diesem Landesgesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in der 

nachstehenden Fassung anzuwenden: 

 - Umsatzsteuergesetz 1994 (UStG 1994), BGBl. Nr. 663/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2020. 

§ 27 

Verweise 

(1) Soweit in diesem Landesgesetz auf die RL 2005/36/EG verwiesen wird, ist dies als 

Verweis auf folgende Fassung zu verstehen: Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von 

Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 vom 30.9.2005, S 22, in der Fassung der Richtlinie 
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2013/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. November 2013, ABl. 

Nr. L 354 vom 28.12.2013, S 132. 

(2) Soweit in diesem Landesgesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in der 

nachstehenden Fassung anzuwenden: 

 1. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51/1991, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 161/2013; 

 2. Telekommunikationsgesetz 2003 (TKG 2003), BGBl. I Nr. 70/2003, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 6/2016; 

 3. Umsatzsteuergesetz 1994 (UStG 1994), BGBl. Nr. 663/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 117/2016. 

§ 31§ 28 

Inkrafttreten 

(1) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Landesgesetzes bestehende Anerkennungen 

von Berufsqualifikationen, die nach anderen landesrechtlichen Regelungen erfolgt sind, 

bleiben aufrecht. 

(2) Dieses Landesgesetz tritt mit Ablauf des Tages seiner Kundmachung im 

Landesgesetzblatt für Oberösterreich in Kraft. 


